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Teil 1 

Anwendungsbereich 

§ 1 
Verfahren in Markenangelegenheiten 

(1) Für die im Markengesetz geregelten Verfahren vor 
dem Deutschen Patent- und Markenamt (Markenan-
gelegenheiten) gelten ergänzend zu den Bestim-
mungen des Markengesetzes und der DPMA-Ver-
ordnung die Bestimmungen dieser Verordnung. 

(2) DIN-Normen, auf die in dieser Verordnung verwie-
sen wird, sind im Beuth-Verlag GmbH, Berlin und 
Köln, erschienen und beim Deutschen Patent- und 
Markenamt archivmäßig gesichert niedergelegt. 

Teil 2 

Verfahren bis zur Eintragung 

Abschnitt 1 
Anmeldungen 

§ 2 
Form der Anmeldung 

(1) Die Anmeldung kann schriftlich oder elektronisch 
eingereicht werden. Für die schriftliche Anmeldung 
ist das vom Deutschen Patent- und Markenamt her-
ausgegebene Formblatt zu verwenden. Für die 
elektronische Einreichung ist die Verordnung über 
den elektronischen Rechtsverkehr beim Deutschen 
Patent- und Markenamt maßgebend. 

(2) Für jede Marke ist eine gesonderte Anmeldung er-
forderlich. 

§ 3 
Inhalt der Anmeldung 

(1) Die Anmeldung muss enthalten: 

1. Angaben zum Anmelder und gegebenenfalls zu 
seinem Vertreter nach § 5, 

2. eine Angabe zur Form der Marke nach § 6, eine 
Darstellung der Marke nach den §§ 7 bis 12 so-
wie in den Fällen des § 6b Absatz 2 eine Mar-
kenbeschreibung und  

3. das Verzeichnis der Waren und Dienstleistun-
gen, für die die Marke eingetragen werden soll, 
nach § 20. 

(2) Wird in der Anmeldung 

1. die Priorität einer früheren ausländischen An-
meldung in Anspruch genommen, so ist eine 
entsprechende Erklärung abzugeben sowie der 
Tag und der Staat dieser Anmeldung anzuge-
ben, 

2. eine Ausstellungspriorität in Anspruch genom-
men, so ist eine entsprechende Erklärung ab-
zugeben sowie der Tag der erstmaligen Zur-
schaustellung und die Ausstellung anzugeben. 

§ 4 
Anmeldung von Kollektiv- oder Gewährleistungs- 

marken 

(1) Falls die Eintragung als Kollektiv- oder Gewährleis-
tungsmarke beantragt wird, muss eine entspre-
chende Erklärung bei der Anmeldung abgegeben 
werden. 

(2) Kollektivmarken- oder Gewährleistungsmarkensat-
zungen in Papier sind ungebunden einzureichen. 

(3) Im Fall von Änderungen von Kollektivmarken- oder 
Gewährleistungsmarkensatzungen ist jeweils eine 
aktuelle Fassung der Satzung einzureichen. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten auch für Satzungsände-
rungen nach Eintragung. 

§ 5 
Angaben zum 

Anmelder und zu seinem Vertreter 

(1) Die Anmeldung muss zum Anmelder folgende An-
gaben enthalten: 

1. wenn der Anmelder eine natürliche Person ist: 
Vornamen und Namen oder, falls die Eintra-
gung unter der Firma des Anmelders erfolgen 
soll, die Firma, wie sie im Handelsregister ein-
getragen ist, sowie die Anschrift des Wohn-  
oder Firmensitzes (Straße, Hausnummer, Post-
leitzahl, Ort), 

2. wenn der Anmelder eine juristische Person  
oder eine Personengesellschaft ist: 

a) Name oder Firma, Rechtsform sowie An-
schrift (Straße, Hausnummer, Postleitzahl, 
Ort) des Sitzes der juristischen Person  
oder Personengesellschaft; die Bezeich-
nung der Rechtsform kann auf übliche 
Weise abgekürzt werden; wenn die juristi-
sche Person oder Personengesellschaft in 
einem Register eingetragen ist, müssen 
die Angaben dem Registereintrag entspre-
chen; 

b) bei einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
zusätzlich Name und Anschrift (Straße, 
Hausnummer, Postleitzahl, Ort) mindes-
tens eines vertretungsberechtigten Gesell-
schafters. 

Wenn der Anmelder seinen Wohnsitz oder Sitz 
im Ausland hat, so ist bei der Angabe der An-
schrift nach Satz 1 außer dem Ortsnamen auch 
der Staat anzugeben. Weitere Angaben zum 
Bezirk, zur Provinz oder zum Bundesstaat, in 
dem der Anmelder seinen Wohnsitz oder Sitz 
hat oder dessen Rechtsordnung er unterliegt, 
sind freiwillig.
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(2) In der Anmeldung können zusätzlich eine von der 
Anschrift des Anmelders abweichende Postan-
schrift, eine Postfachanschrift sowie Telefonnum-
mern, Telefaxnummern und E-Mail-Adressen ange-
geben werden. 

(3) Wird die Anmeldung von mehreren Personen oder 
Personengesellschaften eingereicht, so gelten die 
Absätze 1 und 2 für alle anmeldenden Personen. 

(4) Ist ein Vertreter bestellt, so gelten hinsichtlich der 
Angaben zum Vertreter die Absätze 1 und 2 ent-
sprechend. Hat das Deutsche Patent- und Marken-
amt dem Vertreter die Nummer einer allgemeinen 
Vollmacht zugeteilt, so soll diese zusätzlich angege-
ben werden. 

§ 6 
Angaben zur Markenform 

In der Anmeldung ist anzugeben, ob die Marke als 

1. Wortmarke (§ 7), 

2. Bildmarke (§ 8), 

3. dreidimensionale Marke (§ 9), 

4. Farbmarke (§ 10), 

5. Klangmarke (§ 11) 

6. Positionsmarke, Kennfadenmarke, Mustermarke, 
Bewegungsmarke, Multimediamarke, Hologramm-
marke (§ 12) oder 

7. sonstige Marke (§ 12a) 

in das Register eingetragen werden soll. 

§ 6a 
Markendarstellung 

(1) Die Marke bedarf einer Darstellung, die den Erfor-
dernissen des § 8 Absatz 1 des Markengesetzes ge-
nügt. Die Darstellung kann in Papierform oder auf 
einem Datenträger eingereicht werden. Der Daten-
träger muss vom Deutschen Patent- und Marken-
amt auslesbar sein. Die beim Deutschen Patent- 
und Markenamt lesbaren Datenträgertypen und For-
matierungen werden auf der Internetseite 
www.dpma.de bekannt gegeben. Ist nach Maßgabe 
dieser Verordnung die Einreichung mehrerer An-
sichten möglich, müssen alle Ansichten in einer ein-
zigen Datei enthalten sein. Ist der Datenträger nicht 
lesbar, gilt die Darstellung als nicht eingereicht. 

(2) Bei sonstigen Marken, die sich nicht anderweitig 
darstellen lassen, ist eine Darstellung durch Text als 
alleiniges Darstellungsmittel möglich, wenn der Text 
den Gegenstand des Schutzes der Marke nach § 8 
Absatz 1 des Markengesetzes klar und eindeutig 
bestimmbar macht. Der Text darf bis zu 150 Wörter 
umfassen, muss fortlaufend sein und darf keine gra-
fischen oder sonstigen Gestaltungselemente ent-
halten. 

(3) Ist die Darstellung einer Markenform durch ver-
schiedene Mittel möglich, entscheidet der Anmelder 

über die Art der Darstellung. Wird die gleiche Dar-
stellung der Marke auf Papier und auf einem Daten-
träger eingereicht, ist die Darstellung auf einem Da-
tenträger für den Schutzgegenstand maßgeblich. 
Für die Bestimmung des Anmeldetages ist in den 
Fällen des Satzes 2 das zuerst eingereichte Darstel-
lungsmittel maßgeblich. 

§ 6b 
Markenbeschreibung 

(1) Für alle Markenformen außer Wortmarken im Sinne 
des § 7 kann mit der Markenanmeldung zur Erläu-
terung der Markendarstellung eine Markenbeschrei-
bung eingereicht werden. 

(2) Eine Markenbeschreibung muss mit der Markenan-
meldung eingereicht werden, wenn der Gegenstand 
des Schutzes der Marke erst dadurch bestimmbar 
wird. Dies gilt insbesondere für die Markenformen 
nach § 12 und für sonstige Markenformen nach  
§ 12a. 

(3) Die Markenbeschreibung muss den Gegenstand 
des Schutzes der Marke in objektiver Weise konkre-
tisieren. 

(4) Die Markenbeschreibung darf bis zu 150 Wörter ent-
halten und ist auf einem gesonderten Blatt im For-
mat 21 x 29,7 Zentimeter (DIN A4) einzureichen. Sie 
muss aus einem fortlaufenden Text bestehen und 
darf keine grafischen oder sonstigen Gestaltungs-
elemente enthalten. 

§ 7 
Wortmarken 

Wenn der Anmelder angibt, dass die Marke in der vom 
Deutschen Patent- und Markenamt verwendeten übli-
chen Druckschrift eingetragen werden soll, so ist die 
Marke in der Anmeldung in üblichen Schriftzeichen 
(Buchstaben, Zahlen oder sonstige Zeichen) wiederzu-
geben. Die beim Deutschen Patent- und Markenamt üb-
lichen Schriftzeichen werden auf der Internetseite 
www.dpma.de bekannt gegeben. 

§ 8 
Bildmarken 

(1) Wenn der Anmelder angibt, dass die Marke als 
Wort-Bild-Marke oder reine Bildmarke eingetragen 
werden soll, so ist der Anmeldung eine grafische 
Darstellung der Marke beizufügen. Soll die Marke in 
Schwarz-Weiß eingetragen werden, so ist die grafi-
sche Darstellung in Schwarz-Weiß einzureichen. 
Soll die Marke in Farbe eingetragen werden, so ist 
die grafische Darstellung in Farbe einzureichen und 
die Farben sind in der Anmeldung zu bezeichnen. 

(2) Die Darstellung der Marke muss auf Papier dauer-
haft wiedergegeben und in Farbtönen und Ausfüh-
rung so beschaffen sein, dass sie die Bestandteile 
der Marke in allen Einzelheiten deutlich erkennen 
lässt. Überklebungen, Durchstreichungen und mit 

https://www.dpma.de/docs/marken/schriftzeichen.pdf
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nicht dauerhafter Farbe hergestellte Überdeckun-
gen sind unzulässig. 

(3) Für die Darstellung der Marke soll das vom Deut-
schen Patent- und Markenamt herausgegebene 
Formblatt verwendet werden, auf das die Darstel-
lung der Marke aufzudrucken oder aufzukleben ist. 
Die Darstellung der Marke darf nicht kleiner als  
8 Zentimeter in der Breite oder 8 Zentimeter in der 
Höhe sein. In dem für die Darstellung der Marke vor-
gesehenen Feld dürfen sich lediglich die Marken-
darstellung und die Angaben nach Absatz 5 befin-
den. Sonstiger erläuternder Text, erläuternde Be-
zeichnungen, Symbole oder Bemaßungen dürfen in 
dem Wiedergabefeld nicht enthalten sein. 

(4) Wird für die Darstellung der Marke das Formblatt 
nach Absatz 3 nicht verwendet, so muss ein Blatt im 
Format 21 x 29,7 Zentimeter (DIN-A4) verwendet 
werden. Die für die Darstellung benutzte Fläche 
(Satzspiegel) darf nicht größer als 26,2 x 17 Zenti-
meter und nicht kleiner als 8 Zentimeter in der Breite 
oder 8 Zentimeter in der Höhe sein. Das Blatt ist nur 
einseitig zu bedrucken. Vom oberen und vom linken 
Seitenrand jedes Blattes ist ein Randabstand von 
mindestens 2,5 Zentimetern einzuhalten. 

(5) Die richtige Stellung der Marke ist durch den Ver-
merk „oben“ abgesetzt oberhalb der Darstellung zu 
kennzeichnen, soweit sich dies nicht von selbst 
ergibt. 

(6) § 6a bleibt unberührt. 

§ 9 
Dreidimensionale Marken 

(1) Wenn der Anmelder angibt, dass die Marke als drei-
dimensionale Marke eingetragen werden soll, so ist 
der Anmeldung eine Darstellung der Marke beizufü-
gen, die den Erfordernissen des § 8 Absatz 1 des 
Markengesetzes genügt. Soll die Marke in Schwarz-
Weiß eingetragen werden, so ist die Darstellung in 
Schwarz-Weiß einzureichen. Soll die Marke in 
Farbe eingetragen werden, so ist die Darstellung in 
Farbe einzureichen und die Farben sind in der An-
meldung zu bezeichnen. 

(2) Wird der Anmeldung eine grafische Darstellung bei-
gefügt, kann die Darstellung bis zu sechs verschie-
dene Ansichten enthalten und ist auf einem Blatt Pa-
pier in dem Format des § 8 Absatz 3 oder Absatz 4 
einzureichen. 

(3) Wird die grafische Darstellung mittels einer Strich-
zeichnung dargestellt, so muss diese in nicht ver-
wischbaren und scharf begrenzten Linien ausge-
führt sein. Sie kann Schraffuren und Schattierungen 
zur Darstellung plastischer Einzelheiten enthalten. 

(4) Für die Form der Darstellung gilt im Übrigen § 8 Ab-
satz 2 bis 6 entsprechend. 

§ 10 
Farbmarken 

(1) Wenn der Anmelder angibt, dass die Marke als 
Farbmarke eingetragen werden soll, so ist der An-
meldung einer einfarbigen abstrakten Farbmarke 
ein Farbmuster beizufügen. Die Farbe ist mit der 
Nummer eines international anerkannten Farbklas-
sifikationssystems zu bezeichnen. 

(2) Bei einer aus mehreren Farben bestehenden abs-
trakten Farbmarke muss die Anmeldung zusätzlich 
zu den Erfordernissen nach Absatz 1 die systemati-
sche Anordnung enthalten, in der die betreffenden 
Farben in festgelegter und beständiger Weise ver-
bunden sind. 

(3) Für die Form der Darstellung des Farbmusters gilt  
§ 8 Absatz 2 bis 6 entsprechend. 

§ 11 
Klangmarken 

(1) Wenn der Anmelder angibt, dass die Marke als 
Klangmarke eingetragen werden soll, so ist der An-
meldung eine Darstellung auf einem Datenträger  
oder eine grafische Darstellung der Klangmarke bei-
zufügen. 

(2) Die grafische Darstellung hat in einer üblichen No-
tenschrift zu erfolgen. 

(3) Für die Form der Darstellung gilt im Übrigen § 8 Ab-
satz 2 bis 6 entsprechend. 

§ 12 
Positionsmarken, Kennfadenmarken, Mustermar-

ken, Bewegungsmarken, Multimediamarken, Holo-
grammmarken 

(1) Wenn der Anmelder angibt, dass die Marke als Po-
sitionsmarke, Kennfadenmarke, Mustermarke, Be-
wegungsmarke, Multimediamarke oder als Holo-
grammmarke eingetragen werden soll, so ist der An-
meldung eine Darstellung der Marke beizufügen, die 
den Erfordernissen des § 8 Absatz 1 des Markenge-
setzes genügt. 

(2) Für die Form der Darstellung gelten die §§ 8 bis 11 
entsprechend. 

§ 12a 
Sonstige Markenformen 

(1) Meldet der Anmelder eine Marke an, die nicht unter 
die Markenformen der §§ 7 bis 12 fällt, kann die 
Marke als sonstige Marke eingetragen werden. Der 
Anmeldung ist eine Darstellung der Marke beizufü-
gen, die den Erfordernissen des § 8 Absatz 1 des 
Markengesetzes genügt. Unter den Voraussetzun-
gen des § 6a Absatz 2 kann die Darstellung auch 
durch Text erfolgen. 

(2) Für die Form der Darstellung gelten im Übrigen die 
§§ 8 bis 11 entsprechend. 
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§ 13 
Muster und Modelle 

Der Anmeldung dürfen keine Muster oder Modelle der 
mit der Marke versehenen Gegenstände oder der Marke 
selbst beigefügt werden. 

§ 14 
(weggefallen) 

§ 15 
Fremdsprachige Anmeldungen, Darstellungen  

mit nichtlateinischen Schriftzeichen 

(1) Anmeldungen, die in fremder Sprache eingereicht 
werden, wird ein Anmeldetag nach § 33 Absatz 1 
des Markengesetzes zuerkannt, sofern die Voraus-
setzungen des § 32 Absatz 2 des Markengesetzes 
erfüllt sind. 

(2) Enthält die Darstellung der Marke nichtlateinische 
Schriftzeichen, ist eine deutsche Übersetzung, eine 
Transliteration und eine Transkription des nichtlatei-
nischen Markentextes beizufügen. Das Deutsche 
Patent- und Markenamt kann den Anmelder unter 
Setzung einer angemessenen Frist auffordern, die 
Übersetzung, die Transliteration und die Transkrip-
tion durch einen Rechtsanwalt oder Patentanwalt 
beglaubigen oder von einem öffentlich bestellten 
Übersetzer anfertigen zu lassen. 

(3) Eine deutsche Übersetzung des sonstigen fremd-
sprachigen Inhalts der Anmeldung, insbesondere 
des Verzeichnisses der Waren und Dienstleistun-
gen, ist abweichend von Absatz 2 innerhalb von drei 
Monaten ab Eingang der Anmeldung beim Deut-
schen Patent- und Markenamt einzureichen. Das 
Deutsche Patent- und Markenamt kann den Anmel-
der unter Setzung einer angemessenen Frist auffor-
dern, die Übersetzung durch einen Rechtsanwalt  
oder Patentanwalt beglaubigen oder von einem öf-
fentlich bestellten Übersetzer anfertigen zu lassen. 

(4) Wird die Übersetzung nach Absatz 3 Satz 1 nicht 
fristgerecht eingereicht, so gilt die Anmeldung als 
zurückgenommen. Wird die Übersetzung, die 
Transliteration oder die Transkription nach Absatz 2 
Satz 2 oder Absatz 3 Satz 2 nicht fristgerecht einge-
reicht, so wird die Anmeldung zurückgewiesen. 

(5) Die Prüfung der Anmeldung und alle weiteren Ver-
fahren vor dem Deutschen Patent- und Markenamt 
finden auf Grundlage der deutschen Übersetzung 
statt. 

§ 16 
Fremdsprachige Dokumente 

(1) Deutsche Übersetzungen von fremdsprachigen Do-
kumenten müssen von einem Rechtsanwalt oder 
Patentanwalt beglaubigt oder von einem öffentlich 
bestellten Übersetzer angefertigt sein. 

(2) Deutsche Übersetzungen von fremdsprachigen Pri-
oritätsbelegen und Abschriften früherer Anmeldun-
gen (§ 34 Absatz 3 Satz 2 des Markengesetzes) 
sind nur auf Anforderung des Deutschen Patent- 
und Markenamts nachzureichen. Das Deutsche Pa-
tent- und Markenamt setzt für die Nachreichung 
eine angemessene Frist. 

(3) Deutsche Übersetzungen von sonstigen Dokumen-
ten, die 

1. nicht zu den Unterlagen der Anmeldung zählen 
und 

2. in englischer, französischer, italienischer oder 
spanischer Sprache eingereicht wurden, 

sind nur auf Anforderung des Deutschen Patent- 
und Markenamts nachzureichen. Das Deutsche Pa-
tent- und Markenamt setzt für die Nachreichung 
eine angemessene Frist. 

(4) Werden sonstige Dokumente, die nicht zu den Un-
terlagen der Anmeldung zählen, in anderen Spra-
chen eingereicht als in Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 
aufgeführt, so sind Übersetzungen in die deutsche 
Sprache innerhalb eines Monats nach Eingang der 
Dokumente nachzureichen. 

(5) Wird die Übersetzung im Sinne der Absätze 2 bis 4 
nach Ablauf der Frist eingereicht, so gilt das fremd-
sprachige Dokument als zum Zeitpunkt des Ein-
gangs der Übersetzung eingegangen. Wird keine 
Übersetzung eingereicht, so gilt das fremdsprachige 
Dokument als nicht eingegangen. 

§ 17 
Berufung auf eine im 

Ursprungsland eingetragene Marke 

(1) Beruft sich der Anmelder auf eine im Ursprungsland 
eingetragene Marke nach Artikel 6 quinquies der Pari-
ser Verbandsübereinkunft, so kann die entspre-
chende Erklärung auch noch nach der Anmeldung 
abgegeben werden. 

(2) Der Anmelder hat eine von der zuständigen Be-
hörde ausgestellte Bescheinigung über die Eintra-
gung im Ursprungsland vorzulegen. 

§ 18 
Verschiebung des 

Zeitrangs bei Verkehrsdurchsetzung 

Ergibt sich bei der Prüfung, dass die Voraussetzungen 
für die Verschiebung des Zeitrangs nach § 37 Abs. 2 des 
Markengesetzes gegeben sind, so unterrichtet das Deut-
sche Patent- und Markenamt den Anmelder entspre-
chend. In den Akten der Anmeldung wird der Tag ver-
merkt, der für die Bestimmung des Zeitrangs maßgeblich 
ist. Der Anmeldetag nach § 33 Abs. 1 des Markengeset-
zes bleibt im Übrigen unberührt. 
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Abschnitt 2 
Klasseneinteilung von 

Waren und Dienstleistungen 

§ 19 
Klassifizierung 

Die Klassifizierung der Waren und Dienstleistungen rich-
tet sich nach der vom Deutschen Patent- und Markenamt 
im Bundesanzeiger bekannt gemachten jeweils gültigen 
Fassung der Klasseneinteilung und der alphabetischen 
Listen der Waren und Dienstleistungen gemäß dem in 
der Genfer Fassung vom 13. Mai 1977 des Abkommens 
vom 15. Juni 1957 von Nizza über die internationale 
Klassifikation von Waren und Dienstleistungen für die 
Eintragung von Marken (BGBl. 1981 II S. 358, 359) fest-
gelegten Klassifikationssystem (Nizza-Klassifikation). 

§ 20 
Verzeichnis der Waren und Dienstleistungen 

(1) Die Waren und Dienstleistungen sind so zu bezeich-
nen, dass die Klassifizierung jeder einzelnen Ware  
oder Dienstleistung in eine Klasse der Klassenein-
teilung nach § 19 möglich ist. 

(2) Die Waren und Dienstleistungen, für die Marken-
schutz beantragt wird, sind vom Anmelder so klar 
und eindeutig anzugeben, dass die zuständigen Be-
hörden und das Publikum allein auf dieser Grund-
lage den beantragten Schutzumfang bestimmen 
können. 

(3) Für die Angaben nach Absatz 2 können die in den 
Klassenüberschriften der Nizza-Klassifikation ent-
haltenen Oberbegriffe oder andere allgemeine Be-
griffe verwendet werden, sofern sie klar und eindeu-
tig sind. 

(4) Die Waren und Dienstleistungen sind nach Klassen 
geordnet in der Reihenfolge der Klasseneinteilung 
anzugeben. 

(5) Die Verwendung allgemeiner Begriffe schließt alle 
Waren oder Dienstleistungen ein, die eindeutig von 
der wörtlichen Bedeutung des Begriffs erfasst sind. 

(6) Das Verzeichnis der Waren und Dienstleistungen ist 
bei der schriftlichen Anmeldung in Schriftgrad 11 
Punkt und mit einem Zeilenabstand von eineinhalb 
Zeilen abzufassen. 

§ 21 
Entscheidung über die Klassifizierung 

(1) Sind die Waren und Dienstleistungen in der Anmel-
dung nichtzutreffend klassifiziert, so entscheidet 
das Deutsche Patent- und Markenamt über die 
Klassifizierung. 

(2) Das Deutsche Patent- und Markenamt legt als Leit-
klasse die Klasse der Klasseneinteilung fest, auf der 
der Schwerpunkt der Anmeldung liegt. Es ist inso-

weit an eine Angabe des Anmelders über die Leit-
klasse nicht gebunden. Das Deutsche Patent- und 
Markenamt berücksichtigt eine vom Anmelder ange-
gebene Leitklasse bei der Gebührenzahlung. 

§ 22 
(weggefallen) 

Abschnitt 3 
Veröffentlichung der Anmeldung 

§ 23 
Veröffentlichungen zur Anmeldung 

(1) Die Veröffentlichung der Anmeldung einer Marke 
umfasst folgende Angaben: 

1. das Aktenzeichen der Anmeldung, 

2. das Datum des Eingangs der Anmeldung, 

3. Angaben über die Marke, 

4. Angaben zu einer vom Anmelder beanspruch-
ten ausländischen Priorität (§ 34 des Marken-
gesetzes), Ausstellungspriorität (§ 35 des Mar-
kengesetzes) oder zu einem nach Artikel 35 der 
Verordnung (EG) Nr. 207/2009 des Rates vom  
26. Februar 2009 über die Unionsmarke (ABl. L 
78 vom 24.3.2009, S. 1), die durch die Verord-
nung (EU) 2015/2424 (ABl. L 341 vom 
24.12.2015, S. 21) geändert worden ist, in An-
spruch genommenen Zeitrang, 

5. den Namen, gegebenenfalls die Rechtsform, 
den Wohnsitz oder Sitz des Anmelders, 

6. wenn ein Vertreter bestellt ist, den Namen und 
Sitz des Vertreters, 

7. Anschrift mit einer Angabe zum Empfänger so-
wie 

8. die Leitklasse und gegebenenfalls weitere Klas-
sen des Verzeichnisses der Waren und Dienst-
leistungen. 

(2) Wird eine angemeldete Marke nicht in das Register 
eingetragen, so umfasst die Veröffentlichung zu-
sätzlich folgende Angaben: 

1. bei vollständiger oder teilweiser Zurückweisung 
einer angemeldeten Marke eine entsprechende 
Angabe unter Bezeichnung des Zurückwei-
sungsgrundes und der Waren und Dienstleis-
tungen sowie der Klassen, auf die sich die Zu-
rückweisung bezieht; 

2. bei vollständiger oder teilweiser Rücknahme ei-
ner Markenanmeldung eine entsprechende An-
gabe unter Bezeichnung der Waren und Dienst-
leistungen sowie der Klassen, auf die sich die 
Rücknahme bezieht; 

3. wenn eine Anmeldung wegen Nichtzahlung der 
Gebühr (§ 6 Abs. 2 des Patentkostengesetzes) 
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oder wegen fehlender Mindestvoraussetzun-
gen für die Zuerkennung eines Anmeldetages 
(§ 36 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit § 36 Abs. 
1 Nr. 1, § 33 Abs. 1 des Markengesetzes) als 
zurückgenommen gilt, eine entsprechende An-
gabe; 

4. bei geschlossenen Mehrfachanmeldungen eine 
entsprechende Angabe. 

(3) Die Veröffentlichung kann in elektronischer Form er-
folgen. 

Teil 3 

Register, Urkunde, Veröffentlichung 

§ 24 
Ort und Form des Registers 

(1) Das Register wird beim Deutschen Patent- und Mar-
kenamt geführt. 

(2) Seit dem 1. August 1999 wird das Register in Form 
einer elektronischen Datenbank betrieben. 

§ 25 
Inhalt des Registers 

In das Register werden eingetragen: 

1. die Registernummer der Marke, 

2. das Aktenzeichen der Anmeldung, sofern es nicht 
mit der Registernummer übereinstimmt, 

3. die Darstellung der Marke, 

4. die Angabe der Markenform, 

5. bei farbig eingetragenen Marken die entsprechende 
Angabe und die Bezeichnung der Farben, 

6. gegebenenfalls eine Beschreibung der Marke, 

7. bei Marken, die wegen nachgewiesener Verkehrs-
durchsetzung (§ 8 Abs. 3 des Markengesetzes) ein-
getragen sind, die entsprechende Angabe, 

8. bei Marken, die aufgrund einer im Ursprungsland 
eingetragenen Marke gemäß Artikel 6 quinquies der 
Pariser Verbandsübereinkunft eingetragen sind, 
eine entsprechende Angabe, 

9. gegebenenfalls die Angabe, dass es sich um eine 
Kollektiv- oder Gewährleistungsmarke handelt, 

10. bei einer Marke, deren Zeitrang nach Artikel 34 oder 
Artikel 35 der Verordnung (EG) Nr. 207/2009 des 
Rates vom 26. Februar 2009 über die Unionsmarke 
(ABl. L 78 vom 24.3.2009, S. 1), die durch die Ver-
ordnung (EU) 2015/2424 (ABl. L 341 vom 
24.12.2015, S. 21) geändert worden ist, für eine an-
gemeldete oder eingetragene Unionsmarke in An-
spruch genommen wurde, die Angabe des entspre-
chenden Aktenzeichens und im Fall der Löschung 
der Marke die Bezeichnung des Verfalls- oder Nich-
tigkeitsgrundes, 

11. der Anmeldetag der Marke, 

12. gegebenenfalls der Tag, der für die Bestimmung 
des Zeitrangs einer Marke nach § 37 Abs. 2 des 
Markengesetzes maßgeblich ist, 

13. der Tag, der Staat und das Aktenzeichen einer vom 
Markeninhaber beanspruchten ausländischen Prio-
rität (§ 34 des Markengesetzes), 

14. Angaben zu einer vom Markeninhaber beanspruch-
ten Ausstellungspriorität (§ 35 des Markengeset-
zes),  

15. der Name, gegebenenfalls die Rechtsform und der 
Wohnsitz oder Sitz des Inhabers der Marke; bei ei-
ner Gesellschaft bürgerlichen Rechts auch der 
Name und Wohnsitz des benannten vertretungsbe-
rechtigten Gesellschafters, 

16. wenn ein Vertreter bestellt ist, der Name und Sitz 
des Vertreters, 

17. die Anschrift mit einer Angabe zum Empfänger, 

18. das Verzeichnis der Waren und Dienstleistungen 
unter Angabe der Leitklasse und der weiteren Klas-
sen in gruppierter Form, 

19. der Tag der Eintragung in das Register, 

20. der Tag der Veröffentlichung der Eintragung, 

20a. der Beginn und das Ende der Benutzungsschonfrist 
nach den §§ 26 und 43 Absatz 1 des Markengeset-
zes, 

21. wenn nach Ablauf der Widerspruchsfrist kein Wider-
spruch gegen die Eintragung der Marke erhoben 
worden ist, eine entsprechende Angabe, 

22. wenn Widerspruch erhoben worden ist, 

a) eine entsprechende Angabe, 

b) Angaben zum Widerspruchszeichen, auf das 
der Widerspruch gestützt wird, 

c) der Status des Widerspruchs, 

d) der Tag des Abschlusses des Widerspruchs-
verfahrens, 

e) bei vollständiger Löschung der Marke eine ent-
sprechende Angabe, 

f) bei teilweiser Löschung der Marke die Waren 
und Dienstleistungen, auf die sich die Löschung 
bezieht, 

23.  die Verlängerung der Schutzdauer, 

24.  wenn ein Dritter Antrag auf Erklärung des Verfalls 
oder der Nichtigkeit einer eingetragenen Marke ge-
stellt oder Klage auf Erklärung des Verfalls oder der 
Nichtigkeit einer eingetragenen Marke erhoben hat, 

a) im Fall eines Antrags auf Erklärung des Verfalls 
oder der Nichtigkeit nach den §§ 49 bis 51 des 
Markengesetzes eine entsprechende Angabe, 

b) im Fall einer Klage auf Erklärung des Verfalls  
oder der Nichtigkeit einer eingetragenen Marke 
der Tag der Erhebung, 
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c) im Fall eines Antrags auf Erklärung des Verfalls 
oder der Nichtigkeit nach den §§ 49 bis 51 des 
Markengesetzes der Abschluss des Verfalls-  
oder Nichtigkeitsverfahrens, 

d) im Fall einer Klage auf Erklärung des Verfalls  
oder der Nichtigkeit einer eingetragenen Marke 
das Ergebnis des Verfahrens mit dem Datum 
der Rechtskraft, 

e) bei vollständiger Verfalls- oder Nichtigkeitser-
klärung und Löschung der Marke eine entspre-
chende Angabe unter Bezeichnung des Ver-
falls- oder Nichtigkeitsgrundes, 

f) bei teilweiser Verfalls- oder Nichtigkeitserklä-
rung und Löschung der Marke eine entspre-
chende Angabe unter Bezeichnung des Ver-
falls-  
oder Nichtigkeitsgrundes und der Waren und 
Dienstleistungen, auf die sich die Löschung be-
zieht, 

25. wenn ein Nichtigkeitsverfahren von Amts wegen 
eingeleitet wird, 

a) bei vollständiger Nichtigkeitserklärung und Lö-
schung der Marke eine entsprechende Angabe 
unter Bezeichnung des Nichtigkeitsgrundes, 

b) bei teilweiser Nichtigkeitserklärung und Lö-
schung der Marke eine entsprechende Angabe 
unter Bezeichnung des Nichtigkeitsgrundes 
und die Waren und Dienstleistungen, auf die 
sich die Löschung bezieht, 

26.  bei vollständiger oder teilweiser Löschung der 
Marke aufgrund einer entsprechenden Erklärung 
des Inhabers der Marke, wie insbesondere eines 
Antrags auf teilweise Verlängerung der Schutz-
dauer oder einem Teilverzicht, die entsprechende 
Angabe unter Bezeichnung des Löschungsgrundes 
und, soweit es sich um eine teilweise Löschung han-
delt, das Verzeichnis der Waren und Dienstleistun-
gen in der Fassung, wie es sich nach dem Vollzug 
der Löschung ergibt, 

27. Angaben über eine Eintragungsbewilligungsklage 
nach § 44 des Markengesetzes, soweit sie dem 
Deutschen Patent- und Markenamt mitgeteilt wor-
den sind, 

28.  der Tag des Eingangs einer Teilungserklärung, 

29.  bei der Stammeintragung der Hinweis auf die Regis-
ternummer der infolge einer Teilungserklärung ab-
getrennten Eintragung, 

30.  bei der infolge einer Teilungserklärung abgetrenn-
ten Eintragung die entsprechende Angabe und die 
Registernummer der Stammeintragung, 

31.  der Tag und die Nummer der internationalen Regist-
rierung (§§ 110, 122 Abs. 2 des Markengesetzes), 

32.  der Rechtsübergang einer Marke zusammen mit 
Angaben über den Rechtsnachfolger und gegebe-
nenfalls seinen Vertreter gemäß den Nummern 15, 
16 und 17, 

33.  bei einem Rechtsübergang der Marke für einen Teil 
der Waren und Dienstleistungen außerdem die An-
gaben nach den Nummern 29 und 30, 

34.  Angaben über dingliche Rechte (§ 29 des Marken-
gesetzes),  

34a. Angaben über Lizenzen, einschließlich den Namen, 
die Rechtsform sowie die Anschrift des Wohnsitzes  
oder Sitzes des Lizenznehmers, 

34b. Erklärungen über die Lizenz- oder Veräußerungsbe-
reitschaft, 

34c. Angaben über Markensatzungen von Kollektiv- oder 
Gewährleistungsmarken, 

35.  Angaben über Maßnahmen der Zwangsvollstre-
ckung (§ 29 Abs. 1 Nr. 2 des Markengesetzes) und 
die Erfassung der Marke durch ein Insolvenzverfah-
ren (§ 29 Abs. 3 des Markengesetzes), 

36.  Änderungen der in den Nummern 15, 16 und 17 auf-
geführten Angaben und 

37. Berichtigungen von Eintragungen im Register (§ 45 
Abs. 1 des Markengesetzes). 

§ 26 
Urkunde, Bescheinigungen 

Der Inhaber einer Marke erhält neben der Urkunde über 
die Eintragung der Marke in das Register nach § 25 der 
DPMA-Verordnung eine Bescheinigung über die in das 
Register eingetragenen Angaben. Nicht grafische Mar-
kendarstellungen und Markensatzungen werden dabei 
durch einen Verweis auf das Markenregister ersetzt. 

§ 27 
Veröffentlichungen zu Eintragungen im Register 

(1) Eintragungen im Register gemäß § 25 werden in re-
gelmäßig erscheinenden Übersichten vom Deut-
schen Patent- und Markenamt veröffentlicht. 

(2) Die Veröffentlichung kann in elektronischer Form er-
folgen. 

(3) Die Veröffentlichung der Eintragung umfasst alle in 
das Register eingetragenen Angaben mit Aus-
nahme der in § 25 Nummer 20a, 22 Buchstabe b 
und c, Nummer 24 Buchstabe b und d, Nummer 31 
und 34a bis 34c bezeichneten Angaben. 

(4) Der erstmaligen Veröffentlichung einer eingetrage-
nen Marke ist ein Hinweis auf die Möglichkeit des 
Widerspruchs (§ 42 des Markengesetzes) beizufü-
gen. Dieser Hinweis wird wiederholt, wenn die ein-
getragene Marke wegen erheblicher Mängel der 
Erstveröffentlichung erneut veröffentlicht wird. Der 
Hinweis kann für alle Marken, die nach den Sätzen 
1 und 2 veröffentlicht werden, gemeinsam erfolgen. 
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§ 28 
(weggefallen) 

Teil 4 

Einzelne Verfahren 

Abschnitt 1 
Widerspruchsverfahren 

§ 29 
Form des Widerspruchs 

(1) Für jede Marke, geschäftliche Bezeichnung, ge-
schützte Ursprungsbezeichnung oder geografische 
Angabe, wegen der gegen die Eintragung einer 
Marke Widerspruch erhoben wird (Widerspruchs-
kennzeichen), ist ein gesonderter Widerspruch er-
forderlich. Gehören alle Widerspruchskennzeichen 
demselben Inhaber, so liegt nur ein Widerspruch 
vor. 

(2) Der Widerspruch soll unter Verwendung des vom 
Deutschen Patent- und Markenamt herausgegebe-
nen Formblatts eingereicht werden. 

§ 30 
Inhalt des Widerspruchs 

(1) Der Widerspruch muss Angaben enthalten, die es 
erlauben, die Identität der angegriffenen Marke, des 
Widerspruchskennzeichens sowie des oder der Wi-
dersprechenden festzustellen. Bei den weder ange-
meldeten noch eingetragenen Widerspruchskenn-
zeichen sind zu deren Identifizierung die Art, die 
Darstellung, die Form, der Zeitrang, der Gegen-
stand sowie der Inhaber des geltend gemachten 
Kennzeichenrechts anzugeben. 

(2) In dem Widerspruch sollen, soweit nicht bereits zur 
Identitätsfeststellung nach Absatz 1 erforderlich, an-
gegeben werden: 

1. die Registernummer der Marke, gegen deren 
Eintragung der Widerspruch sich richtet, 

2. die Registriernummer der eingetragenen Wi-
derspruchsmarke oder das Aktenzeichen der 
angemeldeten Widerspruchsmarke oder die 
Dossier-Nummer der geschützten Ursprungs-
bezeichnung oder der geografischen Angabe, 

3. die Darstellung und die Bezeichnung der Form 
des Widerspruchskennzeichens, 

4. falls es sich bei der Widerspruchsmarke um 
eine international registrierte Marke handelt, die 
Registernummer der Widerspruchsmarke so-
wie bei international registrierten Wider-
spruchsmarken, die vor dem 3. Oktober 1990 
mit Wirkung sowohl für die Bundesrepublik 
Deutschland als auch für die Deutsche Demo-
kratische Republik registriert worden sind, die 
Erklärung, auf welchen Länderteil der Wider-
spruch gestützt wird, 

5. der Name und die Anschrift des Inhabers des 
Widerspruchskennzeichens, 

6. falls der Widerspruch aus einer angemeldeten 
oder eingetragenen Marke von einer Person er-
hoben wird, die nicht als Anmelder in den Akten 
der Anmeldung vermerkt oder im Register als 
Inhaber eingetragen ist, der Name und die An-
schrift des oder der Widersprechenden sowie 
der Zeitpunkt, zu dem ein Antrag auf Vermerk 
oder Eintragung des Rechtsübergangs gestellt 
worden ist, 

7. falls der oder die Widersprechende einen Ver-
treter bestellt hat, der Name und die Anschrift 
des Vertreters, 

8. der Name des Inhabers der Marke, gegen de-
ren Eintragung der Widerspruch sich richtet, 

9. die Waren und Dienstleistungen, auf die der Wi-
derspruch gestützt wird, 

10. die Waren und Dienstleistungen, gegen die der 
Widerspruch sich richtet. 

§ 31 
Gemeinsame Entscheidung 
über mehrere Widersprüche 

Über mehrere Widersprüche kann gemeinsam entschie-
den werden. 

§ 32 
Aussetzung 

(1) Das Deutsche Patent- und Markenamt kann das 
Verfahren über einen Widerspruch außer in den in  
§ 43 Abs. 3 des Markengesetzes genannten Fällen 
auch dann aussetzen, wenn dies sachdienlich ist. 

(2) Eine Aussetzung kommt insbesondere in Betracht, 
wenn dem Widerspruch voraussichtlich stattzuge-
ben wäre und der Widerspruch auf eine angemel-
dete Marke gestützt worden ist oder vor dem Deut-
schen Patent- und Markenamt ein Verfalls- und 
Nichtigkeitsverfahren anhängig ist. 

Abschnitt 2 
Teilübergang, Teilung von Anmeldungen und 

Eintragungen 

§ 33 
Teilübergang einer eingetragenen Marke 

(1) Betrifft der Übergang des durch die Eintragung einer 
Marke begründeten Rechts nur einen Teil der ein-
getragenen Waren und Dienstleistungen, so sind in 
dem Antrag auf Eintragung des Rechtsübergangs 
nach § 28 der DPMA-Verordnung die Waren und 
Dienstleistungen anzugeben, auf die sich der 
Rechtsübergang bezieht. 

(2) Im Übrigen ist § 36 Absatz 1 bis 4 und 6 entspre-
chend anzuwenden. 
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§ 34 
Rechtsübergang, dingliche Rechte, Insolvenzver-
fahren und Maßnahmen der Zwangsvollstreckung 

bei Anmeldungen 

(1) Der Übergang von Rechten, dingliche Rechte, Maß-
nahmen der Zwangsvollstreckung oder Insolvenz-
verfahren werden in den Akten der Anmeldung ver-
merkt. 

(2) Im Fall von Rechtsübergängen wird nur diejenige 
Person in das Register eingetragen, die zum Zeit-
punkt der Eintragung Inhaberin der Marke ist. Ein 
zum Zeitpunkt der Eintragung bestehendes dingli-
ches Recht, eine zu diesem Zeitpunkt bestehende 
Maßnahme der Zwangsvollstreckung oder ein zu 
diesem Zeitpunkt anhängiges Insolvenzverfahren 
wird auch in das Register eingetragen. 

(3) Betrifft der Übergang des durch die Anmeldung ei-
ner Marke begründeten Rechts nur einen Teil der 
Waren und Dienstleistungen, für die die Marke an-
gemeldet worden ist, so sind in dem Antrag auf Ver-
merk eines Teilübergangs die Waren und Dienst-
leistungen anzugeben, auf die sich der Rechtsüber-
gang bezieht. Im Übrigen ist § 35 Absatz 1 bis 4 und 
6 entsprechend anzuwenden. 

§ 35 
Teilung von Anmeldungen 

(1) Eine angemeldete Marke kann nach § 40 Abs. 1 des 
Markengesetzes in zwei oder mehrere Anmeldun-
gen geteilt werden. Für jeden abgetrennten Teil ist 
eine gesonderte Teilungserklärung erforderlich. Die 
Teilungserklärung soll unter Verwendung des vom 
Deutschen Patent- und Markenamt herausgegebe-
nen Formblatts eingereicht werden. 

(2) In der Teilungserklärung sind die Waren und Dienst-
leistungen anzugeben, die in die abgetrennte An-
meldung aufgenommen werden. 

(3) Das Verzeichnis der Waren und Dienstleistungen 
der verbleibenden Stammanmeldung und das Ver-
zeichnis der Waren und Dienstleistungen der abge-
trennten Anmeldung müssen insgesamt mit dem im 
Zeitpunkt des Zugangs der Teilungserklärung be-
stehenden Verzeichnis der Waren und Dienstleis-
tungen der Ausgangsanmeldung deckungsgleich 
sein. Betrifft die Teilung Waren und Dienstleistun-
gen, die unter einen Oberbegriff fallen, so ist der 
Oberbegriff sowohl in der Stammanmeldung als 
auch in der abgetrennten Anmeldung zu verwenden 
und durch entsprechende Zusätze so einzuschrän-
ken, dass sich keine Überschneidungen der Ver-
zeichnisse der Waren und Dienstleistungen erge-
ben. 

(4) Das Deutsche Patent- und Markenamt fertigt eine 
vollständige Kopie der Akten der Ausgangsanmel-
dung. Diese Kopie wird zusammen mit der Teilungs-
erklärung Bestandteil der Akten der abgetrennten 
Anmeldung. Die abgetrennte Anmeldung erhält ein 

neues Aktenzeichen. Eine Kopie der Teilungserklä-
rung wird zu den Akten der Stammanmeldung ge-
nommen. 

(5) Ein für die Ausgangsanmeldung benannter Vertreter 
des Anmelders gilt auch als Vertreter des Anmel-
ders für die abgetrennte Anmeldung. Die Vorlage ei-
ner neuen Vollmacht ist nicht erforderlich. 

(6) In Bezug auf die ursprüngliche Anmeldung gestellte 
Anträge gelten auch für die abgetrennte Anmeldung 
fort. 

§ 36 
Teilung von Eintragungen 

(1) Eine eingetragene Marke kann nach § 46 Abs. 1 des 
Markengesetzes in zwei oder mehrere Eintragun-
gen geteilt werden. Für jeden abgetrennten Teil ist 
eine gesonderte Teilungserklärung einzureichen. 
Die Teilungserklärung soll unter Verwendung des 
vom Deutschen Patent- und Markenamt herausge-
gebenen Formblatts eingereicht werden. 

(2) In der Teilungserklärung sind die Waren und Dienst-
leistungen anzugeben, die in die abgetrennte Ein-
tragung aufgenommen werden. 

(3) Das Verzeichnis der Waren und Dienstleistungen 
der verbleibenden Stammeintragung und das Ver-
zeichnis der Waren und Dienstleistungen der abge-
trennten Eintragung müssen insgesamt mit dem im 
Zeitpunkt des Zugangs der Teilungserklärung be-
stehenden Verzeichnis der Waren und Dienstleis-
tungen der Ausgangseintragung deckungsgleich 
sein. Betrifft die Teilung Waren und Dienstleistun-
gen, die unter einen Oberbegriff fallen, so ist der 
Oberbegriff sowohl in der Stammeintragung als 
auch in der abgetrennten Eintragung zu verwenden 
und durch entsprechende Zusätze so einzuschrän-
ken, dass sich keine Überschneidungen der Ver-
zeichnisse der Waren und Dienstleistungen erge-
ben. 

(4) Das Deutsche Patent- und Markenamt fertigt eine 
vollständige Kopie der Akten der Ausgangseintra-
gung. Diese Kopie wird zusammen mit der Teilungs-
erklärung Bestandteil der Akten der abgetrennten 
Eintragung. Die abgetrennte Eintragung erhält eine 
neue Registernummer. Eine Kopie der Teilungser-
klärung wird zu den Akten der Stammeintragung ge-
nommen. 

(5) Ein für die Ausgangseintragung benannter Vertreter 
des Inhabers der Marke gilt auch als Vertreter des 
Inhabers der Marke für die abgetrennte Eintragung. 
Die Vorlage einer neuen Vollmacht ist nicht erforder-
lich. 

(6) In Bezug auf die ursprüngliche Eintragung gestellte 
Anträge gelten auch für die abgetrennte Eintragung 
fort. 

(7) Ist gegen die Eintragung einer Marke, deren Teilung 
nach § 46 des Markengesetzes erklärt worden ist, 
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Widerspruch erhoben worden, so fordert das Deut-
sche Patent- und Markenamt den Widersprechen-
den zu einer Erklärung darüber auf, gegen welche 
Teile der ursprünglichen Eintragung der Wider-
spruch sich richtet. Der Inhaber der eingetragenen 
Marke kann auch von sich aus eine entsprechende 
Erklärung des Widersprechenden beibringen. Wird 
eine solche Erklärung nicht abgegeben, so wird die 
Teilungserklärung als unzulässig zurückgewiesen. 

Abschnitt 3 
Verlängerung 

§ 37 
Verlängerung durch Gebührenzahlung 

Bei der Zahlung der Verlängerungsgebühren nach § 47 
Abs. 3 des Markengesetzes sind die Registernummer 
und der Name des Inhabers der Marke sowie der Ver-
wendungszweck anzugeben. 

§ 38 
Antrag auf teilweise Verlängerung 

(1) Soll die Verlängerung der Schutzdauer einer einge-
tragenen Marke nur für einen Teil der Waren und 
Dienstleistungen bewirkt werden, für die die Marke 
eingetragen ist, so kann der Inhaber der Marke ei-
nen entsprechenden Antrag stellen. 

(2) In dem Antrag sind anzugeben: 

1. die Registernummer der Marke, deren Schutz-
dauer verlängert werden soll, 

2. der Name und die Anschrift des Inhabers der 
Marke, 

3. falls ein Vertreter bestellt ist, der Name und die 
Anschrift des Vertreters, 

4. die Waren und Dienstleistungen, für die die 
Schutzdauer verlängert werden soll. 

Abschnitt 4 
Verzicht 

§ 39 
Verzicht 

(1) Der Antrag auf vollständige oder teilweise Löschung 
einer Marke nach § 48 Abs. 1 des Markengesetzes 
soll unter Verwendung des vom Deutschen Patent- 
und Markenamt herausgegebenen Formblatts ge-
stellt werden. 

(2) In dem Antrag sind anzugeben: 

1. die Registernummer der Marke, die ganz oder 
teilweise gelöscht werden soll, 

2. der Name und die Anschrift des Inhabers der 
Marke, 

3. falls ein Vertreter bestellt ist, der Name und die 
Anschrift des Vertreters, 

4. falls eine Teillöschung beantragt wird, entweder 
die Waren und Dienstleistungen, die gelöscht 
werden sollen, oder die Waren und Dienstleis-
tungen, für die die Marke nicht gelöscht werden 
soll. 

§ 40 
Zustimmung Dritter 

Für die nach § 48 Abs. 2 des Markengesetzes erforder-
liche Zustimmung eines im Register eingetragenen Inha-
bers eines Rechts an der Marke reicht die Abgabe einer 
von dieser Person oder ihrem Vertreter unterschriebe-
nen Zustimmungserklärung aus. Eine Beglaubigung der 
Erklärung oder der Unterschrift ist nicht erforderlich. Die 
Zustimmung kann auch auf andere Weise nachgewiesen 
werden. 

Abschnitt 5 
Löschung 

§ 41 
Verfall 

(1) Der Antrag auf Erklärung des Verfalls einer Marke 
nach § 53 Absatz 1 des Markengesetzes soll unter 
Verwendung des vom Deutschen Patent- und Mar-
kenamt herausgegebenen Formblatts gestellt wer-
den. 

(2) In dem Antrag sind anzugeben: 

1. die Registernummer der Marke, deren Erklä-
rung des Verfalls beantragt wird, 

2. der Name und die Anschrift des Antragstellers, 

3. falls der Antragsteller einen Vertreter bestellt 
hat, der Name und die Anschrift des Vertreters, 

4. falls die Erklärung des Verfalls nur für einen Teil 
der Waren und Dienstleistungen beantragt 
wird, für die die Marke eingetragen ist, entwe-
der die Waren und Dienstleistungen, für die die 
Erklärung der Nichtigkeit beantragt wird, oder 
die Waren und Dienstleistungen, für die die Er-
klärung der Nichtigkeit nicht beantragt wird, und 

5. der Verfallsgrund nach § 49 des Markengeset-
zes. 

§ 42 
Nichtigkeit wegen absoluter Schutzhindernisse und 

älterer Rechte 

(1) Für den Antrag auf Nichtigkeit wegen absoluter 
Schutzhindernisse und älterer Rechte nach § 53 Ab-
satz 1 des Markengesetzes gilt § 41 dieser Verord-
nung entsprechend. 

(2) Zusätzlich zu den Angaben nach § 41 Absatz 2 sind 
folgende Angaben zu machen: 
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1. bei einem Antrag auf Nichtigkeit wegen älterer 
Rechte nach § 53 Absatz 1 des Markengeset-
zes: Angaben, die es erlauben, die Identität des 
älteren Rechts festzustellen, und 

2. bei einem Antrag nach § 53 Absatz 3 des Mar-
kengesetzes: Angaben, die es erlauben, den 
Inhaber des älteren Rechts festzustellen. 

Bei weder angemeldeten noch eingetragenen 
älteren Rechten sind zumindest die Art, die 
Wiedergabe, die Form, der Zeitrang, der Ge-
genstand sowie der Inhaber anzugeben. 

(3) Für den Antrag auf Nichtigkeit wegen älterer Rechte 
nach § 53 Absatz 1 des Markengesetzes sind des 
Weiteren die zur Begründung dienenden Tatsachen 
und Beweismittel anzugeben. 

(4) Sofern nicht bereits zur Identitätsfeststellung des äl-
teren Rechts nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 oder 
zur Feststellung des Inhabers nach Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 erforderlich, sind bei sämtlichen Anträ-
gen anzugeben: 

1. die Registernummer einer eingetragenen älte-
ren Marke, das Aktenzeichen einer angemelde-
ten älteren Marke oder die Dossier-Nummer 
der geschützten Ursprungsbezeichnung oder 
geografischen Angabe, 

2. Angaben, die belegen, dass der Antragsteller, 
der nicht nach § 53 Absatz 3 des Markengeset-
zes Inhaber des älteren Rechts ist, berechtigt 
ist, dieses im Nichtigkeitsverfahren geltend zu 
machen, 

3. die Wiedergabe und die Bezeichnung der Form 
des älteren Rechts, 

4. falls es sich bei dem älteren Recht um eine in-
ternational registrierte Marke handelt, deren 
Registernummer sowie bei international re-
gistrierten älteren Marken, die vor dem 3. Okto-
ber 1990 mit Wirkung sowohl für die Bundesre-
publik Deutschland als auch für die Deutsche 
Demokratische Republik registriert worden 
sind, die Erklärung, auf welche dieser Regist-
rierungen der Antrag gestützt wird, 

5. der Name und die Anschrift des Inhabers des 
älteren Rechts. 

Abschnitt 6 
Lizenz 

§ 42a 
Eintragung einer Lizenz 

(1) Der Antrag auf Eintragung der Erteilung einer Lizenz 
nach § 30 Absatz 6 Satz 1 des Markengesetzes soll 
unter Verwendung des vom Deutschen Patent- und 
Markenamt bereitgestellten Formblatts gestellt wer-
den. 

(2) In dem Antrag sind anzugeben: 

1. die Registernummer der Marke, bei der die Li-
zenz erfasst werden soll, 

2. der Name des Markeninhabers, 

3. Angaben zum Lizenznehmer entsprechend § 5, 

4. Angaben, ob es sich um eine ausschließliche  
oder einfache Lizenz handelt, 

5. Angaben, ob es sich um eine Unterlizenz des 
im Register eingetragenen Lizenznehmers 
handelt, 

6. Angaben zu einer zeitlichen, räumlichen oder 
gegenständlichen Beschränkung; falls die Li-
zenz auf einen Teil der Waren und Dienstleis-
tungen beschränkt wurde, die Waren und 
Dienstleistungen, für die die Lizenz gewährt 
wurde. 

(3) Die nach § 30 Absatz 6 des Markengesetzes erfor-
derliche Zustimmung des Markeninhabers oder des 
Lizenznehmers bedarf der Schriftform. 

§ 42b 
Änderung oder Löschung einer Lizenz 

Der Antrag auf Änderung oder Löschung einer nach § 30 
Absatz 6 des Markengesetzes eingetragenen Lizenz 
muss die Registernummer der Marke und die Bezeich-
nung der Lizenz, die geändert oder gelöscht werden soll, 
enthalten. 

§ 42c 
Erklärung der Lizenzierungs- oder Veräußerungsbe-

reitschaft 

(1) Der Anmelder oder der im Register eingetragene 
Markeninhaber kann gegenüber dem Deutschen 
Patent- und Markenamt seine unverbindliche Bereit-
schaft zur Vergabe von Lizenzen oder zur Veräuße-
rung des Markenrechts schriftlich erklären. Die Er-
klärung wird in das Register eingetragen. 

(2) Die Erklärung der Bereitschaft zur Vergabe von Li-
zenzen ist unzulässig, solange im Register ein Ver-
merk über die Einräumung einer ausschließlichen 
Lizenz eingetragen ist oder dem Deutschen Patent- 
und Markenamt ein Antrag auf Eintragung eines sol-
chen Vermerks vorliegt. 

(3) Erklärungen nach Absatz 1 können jederzeit gegen-
über dem Deutschen Patent- und Markenamt 
schriftlich zurückgenommen werden. 
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Teil 5 

Internationale Registrierungen 

§ 43 
Anträge und sonstige Mitteilungen im Verfahren der 

internationalen Registrierung nach dem Madrider 
Markenabkommen 

Für Anträge und für sonstige Mitteilungen im Verfahren 
der internationalen Registrierung einer in das Register 
eingetragenen Marke nach Artikel 3 des Madrider Mar-
kenabkommens beim Deutschen Patent- und Marken-
amt sind die vom Internationalen Büro der Weltorganisa-
tion für geistiges Eigentum herausgegebenen amtlichen 
Formblätter zu verwenden. 

§ 44 
Anträge und sonstige Mitteilungen im Verfahren der 

internationalen Registrierung nach dem Protokoll 
zum Madrider Markenabkommen 

Für Anträge und für sonstige Mitteilungen im Verfahren 
der internationalen Registrierung einer beim Deutschen 
Patent- und Markenamt angemeldeten oder in das Re-
gister eingetragenen Marke nach Artikel 3 des Protokolls 
zum Madrider Markenabkommen sind die vom Internati-
onalen Büro der Weltorganisation für geistiges Eigentum 
herausgegebenen amtlichen Formblätter zu verwenden. 

§ 45 
Anträge und sonstige Mitteilungen im Verfahren der 

internationalen Registrierung nach dem Madrider 
Markenabkommen und nach dem Protokoll zum 

Madrider Markenabkommen 

Für Anträge und für sonstige Mitteilungen im Verfahren 
der internationalen Registrierung einer beim Deutschen 
Patent- und Markenamt in das Register eingetragenen 
Marke sowohl nach Artikel 3 des Madrider Markenab-
kommens als auch nach Artikel 3 des Protokolls zum 
Madrider Markenabkommen sind die vom Internationa-
len Büro der Weltorganisation für geistiges Eigentum 
herausgegebenen amtlichen Formblätter zu verwenden. 

§ 46 
Schutzverweigerung 

(1) Wird einer international registrierten Marke, deren 
Schutz nach Artikel 3ter des Madrider Markenab-
kommens oder nach Artikel 3ter des Protokolls zum 
Madrider Markenabkommen auf das Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland erstreckt worden ist, 
der Schutz ganz oder teilweise verweigert und wird 
diese Schutzverweigerung dem Internationalen 
Büro der Weltorganisation für geistiges Eigentum 
zur Weiterleitung an den Inhaber der internationalen 
Registrierung übermittelt, so wird die Frist, innerhalb 
derer ein Inlandsvertreter bestellt werden muss, da-
mit der Schutz nicht endgültig verweigert wird, auf 
vier Monate ab dem Tag der Absendung der Mittei-

lung der Schutzverweigerung durch das Internatio-
nale Büro der Weltorganisation für geistiges Eigen-
tum festgesetzt. 

(2) Wird die Schutzverweigerung endgültig, weil der In-
haber der international registrierten Marke keinen 
Inlandsvertreter bestellt hat, so ist eine gegen die 
Schutzverweigerung gegebene Erinnerung oder 
Beschwerde beim Deutschen Patent- und Marken-
amt innerhalb eines weiteren Monats nach Ablauf 
der in Absatz 1 genannten Frist einzulegen. Der 
Schutzverweigerung muss eine entsprechende 
Rechtsmittelbelehrung beigefügt sein. § 61 Abs. 2 
des Markengesetzes ist entsprechend anzuwen-
den. 

Teil 6 

Verfahren nach der  

Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 

Abschnitt 1 
Eintragungsverfahren 

§ 47 
Eintragungsantrag 

(1) Der Antrag auf Eintragung einer geografischen An-
gabe oder einer Ursprungsbezeichnung nach Artikel 
49 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 21. November 
2012 über Qualitätsregelungen für Agrarerzeug-
nisse und Lebensmittel (ABl. L 343 vom 14.12.2012, 
S. 1) in ihrer jeweils geltenden Fassung muss unter 
Verwendung des vom Deutschen Patent- und Mar-
kenamt herausgegebenen Formblatts eingereicht 
werden. 

(2) In dem Antrag sind anzugeben: 

1. der Name und die Anschrift des Antragstellers, 

2. die Rechtsform, Größe und Zusammensetzung 
der den Antrag stellenden Vereinigung, 

3. falls ein Vertreter bestellt worden ist, der Name 
und die Anschrift des Vertreters, 

4. der als geografische Angabe oder Ursprungs-
bezeichnung zu schützende Name, 

5. die Art des Agrarerzeugnisses oder Lebensmit-
tels, 

6. die Spezifikation nach Artikel 7 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 gemäß Form-
blatt. 

§ 48 
Veröffentlichung des Antrags 

(1) In der Veröffentlichung des Antrags (§ 130 Abs. 4 
des Markengesetzes) sind mindestens anzugeben: 

1. der Name und die Anschrift des Antragstellers, 



17 
 

 

2. falls ein Vertreter bestellt worden ist, der Name 
und die Anschrift des Vertreters,  

3. der als geografische Angabe oder als Ur-
sprungsbezeichnung zu schützende Name, 

4. die Art des Agrarerzeugnisses oder Lebensmit-
tels, 

5. die Spezifikation nach Artikel 7 Absatz 1 der 
Verordnung (EU) Nr. 1151/2012. 

(2) In der Veröffentlichung ist auf die Möglichkeit des 
Einspruchs nach § 130 Abs. 4 des Markengesetzes 
in Verbindung mit Artikel 49 Absatz 3 der Verord-
nung (EU) Nr. 1151/2012 hinzuweisen. 

§ 49 
Nationaler Einspruch 

(1) Der Einspruch nach § 130 Abs. 4 des Markengeset-
zes in Verbindung mit Artikel 49 Absatz 3 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1151/2012 soll unter Verwendung 
des vom Deutschen Patent- und Markenamt her-
ausgegebenen Formblatts eingereicht werden. 

(2) In der Einspruchsschrift sind anzugeben: 

1. die geografische Angabe oder Ursprungsbe-
zeichnung, gegen deren Eintragung sich der 
Einspruch richtet, 

2. der Name und die Anschrift des Einsprechen-
den, 

3. falls ein Vertreter bestellt worden ist, der Name 
und die Anschrift des Vertreters, 

4. die Umstände, aus denen sich das berechtigte 
Interesse des Einsprechenden ergibt, 

5. die Gründe, auf die sich der Einspruch stützt. 

Abschnitt 2 
Zwischenstaatliches Einspruchsverfahren 

nach § 131 des Markengesetzes 

§ 50 
Einspruch 

(1) Der Einspruch nach § 131 des Markengesetzes in 
Verbindung mit Artikel 51 Absatz 1 Unterabsatz 2 
der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 soll unter Ver-
wendung des vom Deutschen Patent- und Marken-
amt herausgegebenen Formblatts eingereicht wer-
den. 

(2) In der Einspruchsschrift sind anzugeben: 

1. die geografische Angabe oder Ursprungsbe-
zeichnung, gegen deren Eintragung sich der 
Einspruch richtet, 

2. die EG-Nummer und das Datum der Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union, 

3. der Name und die Anschrift des Einsprechen-
den, 

4. falls ein Vertreter bestellt worden ist, der Name 
und die Anschrift des Vertreters, 

5. die Umstände, aus denen sich das berechtigte 
Interesse des Einsprechenden ergibt. 

(3) Der Einspruch ist innerhalb von zwei Monaten nach 
Einreichung zu begründen. Die Gründe nach Artikel 
10 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012, 
auf welche der Einspruch gestützt wird, sind anzu-
geben. 

§ 51 
Einspruchsverfahren 

Das Deutsche Patent- und Markenamt unterrichtet un-
verzüglich nach Ablauf der Einspruchsfrist das Bundes-
ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz über 
die eingegangenen Einsprüche durch Übersendung der 
Einsprüche mit den erforderlichen Unterlagen. Nachge-
reichte Einspruchsbegründungen werden unverzüglich 
weitergeleitet. 

Abschnitt 3 
Änderungen der Spezifikation; 

Löschung; Akteneinsicht 

§ 52 
Änderungen der Spezifikation 

(1) Der Antrag auf Änderung der Spezifikation gemäß 
Artikel 53 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 soll 
unter Verwendung des vom Deutschen Patent- und 
Markenamt herausgegebenen Formblatts einge-
reicht werden. 

(2) In dem Antrag sind anzugeben: 

1. die eingetragene geografische Angabe oder Ur-
sprungsbezeichnung, 

2. der Name und die Anschrift des Antragstellers, 

3. Rechtsform, Größe und Zusammensetzung der 
den Antrag stellenden Vereinigung, 

4. falls ein Vertreter bestellt worden ist, der Name 
und die Anschrift des Vertreters, 

5. Umstände, aus denen sich das berechtigte In-
teresse des Antragstellers ergibt, 

6. die Rubriken der Spezifikation, auf die sich die 
Änderungen beziehen, 

7. die beabsichtigten Änderungen und deren Be-
gründung. 

(3) Für Anträge nach Artikel 53 Absatz 2 Satz 1 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1151/2012 gelten im Übrigen die  
§§ 48 bis 51 entsprechend. 

§ 53 
Löschungsantrag 

(1) Der Antrag auf Löschung einer eingetragenen geo-
grafischen Angabe oder Ursprungsbezeichnung 
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nach Artikel 54 Absatz 1 der Verordnung (EU)  
Nr. 1151/2012 soll unter Verwendung des vom 
Deutschen Patent- und Markenamt herausgegebe-
nen Formblatts eingereicht werden. 

(2) In dem Antrag sind anzugeben: 

1. die geografische Angabe oder die Ursprungs-
bezeichnung, die gelöscht werden soll, 

2. der Name und die Anschrift des Antragstellers, 

3. falls ein Vertreter bestellt ist, der Name und die 
Anschrift des Vertreters, 

4. Umstände, aus denen sich das berechtigte In-
teresse des Antragstellers ergibt, 

5. Gründe für die Löschung. 

§ 54 
Akteneinsicht 

In den Verfahren nach der Verordnung (EU)  
Nr. 1151/2012 gewährt das Deutsche Patent- und Mar-
kenamt Einsicht in die Akten. 

§ 55 
(weggefallen) 

Teil 7 

Schlussvorschriften 

§ 56 
Übergangsregelung aus Anlass des Inkrafttretens 

dieser Verordnung 

Für Markenanmeldungen, die vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung eingereicht worden sind, gelten die Vor-
schriften der Markenverordnung vom 30. November 
1994 (BGBl. I S. 3555), zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung vom 1. September 2003 (BGBl. I S. 1701). 

§ 57 
Übergangsregelung für künftige Änderungen 

Für Markenanmeldungen, die vor Inkrafttreten von Än-
derungen dieser Verordnung eingereicht worden sind, 
gelten die Vorschriften dieser Verordnung in ihrer bis da-
hin geltenden Fassung. 

§ 58 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2004 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Markenverordnung vom 30. November 
1994 (BGBl. I S. 3555), zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung vom 1. September 2003 (BGBl. I S. 1701), au-
ßer Kraft. 
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